
Stellungnahme des Deutschen Bundesjugendring zum
Entwurf für den Nationalen Aktionsplan für Deutsch-
land zur Bekämpfung von Armut und sozialer Aus-
grenzung 2003-2005

Der Deutsche Bundesjugendring begrüßt die Absicht der Bundes-
regierung, Armut und soziale Ausgrenzung in Deutschland zu bekämpfen
und sieht in der regelmäßigen und rechtzeitigen Vorlage der Nationalen
Aktionspläne einen wichtigen Schritt, dieses Problem im europäischen
Rahmen anzugehen.

Diese Aufgabenstellung ist von zentraler Bedeutung, da davon aus-
zugehen ist, dass Armut und soziale Ausgrenzung in Deutschland und den
anderen Ländern der EU nach wie vor eines der gravierendsten gesell-
schaftlichen Probleme ist und die soziale Polarisierung noch nicht grund-
sätzlich umgekehrt werden konnte.

Viele der im vorliegenden Papier getroffenen Feststellungen und Ab-
leitungen werden vom Deutschen Bundesjugendring geteilt und die Vor-
haben unterstützt.

An einigen - zum Teil wesentlichen - Stellen sieht sich der Deutsche
Bundesjugendring jedoch im Widerspruch zu den Aussagen des Ent-
wurfes. Darüber hinaus vermissen wir Aussagen zu aus unserer Sicht
wichtigen Themenfeldern.

Der Deutsche Bundesjugendring möchte insbesondere auf Stellen
aufmerksam machen, an denen er eine Überarbeitung des Entwurfes emp-
fiehlt, und mit der Darstellung seiner Kritikpunkte und Änderungs-
vorschlägen dazu beitragen, dass in der endgültigen Fassung des Ak-
tionsplanes "...die Erfahrungen aus unterschiedlichen Bereichen..."1 mit
einbezogen werden und dieser "...die Aktivitäten aller relevanter Akteure,
von Bund, Ländern und Gemeinden, sowie den Beitrag der Sozialpartner,
Wohlfahrtsverbände und anderer Nichtregierungsorganisationen. ..."2 do-
kumentiert.

Leider war die zur Verfügung stehende Zeit (ca. zwei Wochen) zu
knapp, um eine umfassende Stellungnahme zum vorliegenden 40-seitigen
Entwurf zu erarbeiten. Diese Kürze der Zeit ermöglicht keinen "Dialog
der Akteure" in der gebotenen Gründlichkeit.

Daher kann in den folgenden Ausführungen nur punktuell auf ein-
zelne Abschnitte eingegangen werden.
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Position
rend den unteren 50 Prozent der Haushalte nur 4,5 Pro-
zent des Vermögens gehörten. Durchschnittlich besaß
das obere Zehntel ein Vermögen von ca. 1.100.000
DM. In den neuen Ländern war die Ungleichheit der
Vermögensverteilung noch größer. Die reichsten 10
Prozent besaßen 1998 rund 48 Prozent des Vermö-
gens.3 Eine Betrachtung aller sozioökonomischen
Lebenslagen ist jedoch Voraussetzung zum Aufzeigen
von Lösungsansätzen.

Zum vorliegenden Entwurf im Einzelnen:
Zentrale Trends und Herausforde-
rungen

In diesem Abschnitt wird festgestellt: "Deutschland
verfügt über ein gut ausgebautes System der sozialen
Sicherung."4 Diese absolute Aussage steht aus Sicht
des Deutschen Bundesjugendrings im Widerspruch zu
den ebenfalls im Entwurf festgestellten (z.T. hohen)
Quoten von Armut und sozialer Ausgrenzung betroffe-
ner Menschen. Außerdem sind "Arbeitslosigkeit" und
Sozialhilfe in der Armutsforschung akzeptierte Teilin-
dikatoren für Armuts-Lebenslagen, gleichzeitig aber
Teile des Systems der sozialen Sicherung. Wie geht das
zusammen?

Ebenfalls in diesem Abschnitt des Aktionsplanes
wird festgestellt: "...Leistungen und Rechte sind für al-
le Bürgerinnen und Bürger unabhängig von ihrem Sta-
tus und ihren Lebensbedingungen zugänglich."5

Dieser Aussage kann der Deutsche Bundesjugend-
ring selbst unter der verengenden juristischen Verwen-
dung des Wortes "Bürger" für Personen mit deutscher
Staatsangehörigkeit (und allen Bürgerechten, z.B.
Wahlrechten) nur sehr bedingt zustimmen. So hängt
z.B. der Zugang zu den Bildungsressourcen nicht nur
aus Sicht des Deutschen Bundesjugendrings nach wie
vor vom sozialen Status ab. Aus der PISA-Studie kön-
nen ähnliche Aussagen entnommen werden.

Mit Blick auf alle Einwohner Deutschlands ist dar-
über hinaus festzustellen, dass viele Leistungen und
Rechte u.a. vom Aufenthaltsstatus abhängen. So sei
hier nur die nach wie vor existente Vorbehaltserklärung
Deutschlands zur UN-Kinderrechtskonvention erwähnt.

Im nächsten Abschnitt wird die Reform-"Agenda
2010" der Bundesregierung als Lösungsansatz benannt.6
Einer positiven Einschätzung können wir uns ebenso
wenig anschließen, wie der überwiegend positiven Be-
wertung der Vorschläge der Hartz-Kommission, wie
z.B. der Neuregelung der Mini-Jobs. Hier vertritt der
Deutsche Bundesjugendring gegenteilig die Auffas-
sung, dass die Ausweitung der Mini-Jobs zu einer Aus-
weitung des Niedriglohnsektors und damit zu einer Er-
höhung der sogenannten "working poor", also der
Armut trotz Erwerbseinkommen, führt. Der Deutsche
Bundesjugendring fordert die Beseitigung des Niedrig-
lohnsektors, unter anderem um dem Phänomen "wor-
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Für den vorliegenden Entwurf hätte es sich der
Deutsche Bundesjugendring gewünscht, wenn die ak-
tuelle Situation und Entwicklung in Deutschland sowie
die diesbezüglichen Aktivitäten der Bundesregierung
(und der Länder) kritischer reflektiert würden.

Die meisten im vorliegenden Entwurf genannten
Lösungsansätze heben auf Lohnarbeit als Lösung von
Armut und sozialer Ausgrenzung ab. Festzustellen ist
jedoch, dass die Entwicklung der letzten Jahre, die ak-
tuellen Arbeitslosen- und Wirtschaftszahlen sowie die
gegenwärtigen Prognosen und Tendenzen eine Vollbe-
schäftigung in absehbarer Zeit nicht erwarten lassen.
Zudem wird mit dem rein beschäftigungsorientierten
Ansatz das Phänomen der "working poor", welches in
der Armutsforschung nähere Betrachtung genießt,
schlichtweg ignoriert. Damit kann die Bekämpfung der
Arbeitslosigkeit und die Stärkung der Wirtschaft bei all
ihrer Wichtigkeit nicht die alleinige Lösung für die be-
zeichneten Probleme sein, sondern muss sich in eine
Reihe weiterer Maßnahmen einreihen. Diese erschei-
nen im vorliegenden Text unterrepräsentiert. Insbe-
sondere fehlt ein Diskurs über die Verteilungsge-
rechtigkeit in Deutschland.

Als einen wichtigen Indikator für die soziale Situa-
tion und den Grad der Ausgrenzung sehen die Jugend-
verbände die politische und gesellschaftliche Partizi-
pation an. Dies gilt besonders für Kinder und
Jugendliche. Daher sollte diese z.B. in die Reihe der
Tertiärindikatoren aufgenommen werden. Vorhandene
Daten sollten entsprechend ausgewertet und nicht vor-
handene erhoben werden. Beispielhaft dafür können die
Beteiligung an Angeboten der Jugend(verbands)arbeit
oder der Organisationsgrad von Kindern und Jugend-
lichen sein. Hier könnte der Bericht der Enquete-Kom-
mission des Deutschen Bundestages "Bürgerschaft-
liches Engagement" sicherlich eine wertvolle
Indikatoren-Basis darstellen.

An einigen Stellen sind im Entwurf Absolutzahlen
enthalten, so z.B. auf Seite 2: "Im März 2003 waren
562.000 Jugendliche arbeitslos." Solche Zahlen haben
ohne Angabe von Vergleichszahlen und Entwick-
lungstendenzen wenig Aussagewert. Wir würden uns
daher an diesen Stellen die Angabe von Vergleichs-
aussagen oder Verhältnisangaben wünschen, um eine
Vergleichbarkeit herzustellen und die Längsschnitt-
perspektive zu ermöglichen.

Dem bisher recht gut untersuchten Bereich der Le-
benslagen in Armut steht - auch im vorliegenden Papier
- der bisher noch sehr wenig untersuchte Bereich der
Lebenslagen in Reichtum gegenüber. Bisher gibt die
Forschungslage noch nicht einmal eine Definition von
Reichtum her. Der Armuts- und Reichtumsbericht der
Bundesregierung stellt fest, dass die Privatvermögen
8.200.000.000.000 DM im Jahr 1998 betrugen. So wa-
ren in den alten Bundesländern etwa 42 Prozent im Be-
sitz der vermögendsten 10 Prozent der Haushalte, wäh-
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king poor" vorbeugend entgegen zu wirken.

Der Deutsche Bundesjugendring teilt die im Ab-
schnitt Familien- und kindergerechte Gesellschaft ge-
troffenen Aussagen zur Abhängigkeit des sozialen Sta-
tus von der Familienform7 und z.B. der Anzahl der
Geschwister. Wir verweisen dazu auf das Positions-
papier des Deutschen Bundesjugendrings "Armut von
Kindern bekämpfen - Reichtum umverteilen." 

Ende 1998 erhielten bundesweit 2,88 Millionen
Menschen laufende Hilfe zum Lebensunterhalt. Das
waren 3,5 Prozent der Bevölkerung. Unter diesen So-
zialhilfeempfängerInnen waren Kinder unter 18 Jahren
mit ca. 1,1 Millionen, von insgesamt 2,88 Mio. über-
haupt, die größte Gruppe, stellt der Armut- und Reich-
tumsbericht der Bundesregierung fest. Bei den Haus-
halten seien alleinerziehende Mütter am stärksten
betroffen (28,1 Prozent der Haushalte, die Sozialhilfe
beziehen). Einen großen Einfluss auf das Armutsrisiko
hat auch die Anzahl der Geschwister. Hat ein Kind in
den alten Bundesländern zwei oder mehr Geschwister,
steigt das Risiko, arm zu sein, um das Zweifache im
Vergleich zu geschwisterlosen Kindern.8

Die Aussage "Bildung ermöglicht dem Einzelnen
soziale Teilhabe und die aktive Mitgestaltung unserer
wissensbasierten Gesellschaft. Umgekehrt ist ein nied-
riges schulisches und berufliches Ausbildungsniveau
ein hoher Risikofaktor für Arbeitslosigkeit, Armut und
soziale Ausgrenzung."9 im Absatz Bildungsniveau und

Teilhabechancen wird vom Deutschen Bundesjugend-
ring geteilt, wobei gleichzeitig auf die Ergebnisse der
PISA-Studie zur Teilhabechance an Bildung verwiesen
wird.

Der Feststellung, dass "der Bildungserfolg in ho-
hem Maße von der sozialen Herkunft der Schüler ab-
hängt."10 - die durch den Deutschen Bundesjugendring
geteilt wird - steht unseres Erachtens das Handeln, z.B.
im Versuch bzw. der Ermöglichung der Einführung von
Studiengebühren, entgegen. Auch hierzu vermissen wir
Aussagen im vorliegenden Entwurf.

Die verwendete Zwischenüberschrift Integration
von Migrantinnen und Migranten11 im Zusammenhang
mit dem folgenden Absatz führt zu einer Vermischung
von Begrifflichkeiten (z.B. MigrantInnen, AusländerIn,
AussiedlerIn etc.), die aus den o.g. Gründen wohl
unterschieden werden müssen.

Die im benannten Abschnitt getroffene Aussage
"Hauptursache für diese Differenz sind vor allem Defi-
zite bei der Sprachkompetenz und der schulischen so-
wie beruflichen Qualifikation der Zuwanderer."12 im-
pliziert die hauptsächlich individuelle
Verantwortlichkeit der MigrantInnen für ihre sozioöko-
nomische Situation. Diese Einschätzung können wir
nicht teilen und verweisen beispielsweise auf den
mehrfach festgestellten Zusammenhang zwischen Auf-
enthaltsstatus und sozioökonomischer Situation und da-
mit auf vorwiegend systembedingte Ursachen der Aus-
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Position
als Schlüsselqualifikation".

Im Abschnitt Vermeidung von Überschuldung re-
gen wir die Auseinandersetzung mit dem speziellen
Problem der Überschuldung von Jugendlichen und
möglichen Strategien und Handlungsansätzen dagegen
an. So waren 1999 schon 20 Prozent der Jugendlichen
in den alten Bundesländern und 14 Prozent in den neu-
en Bundesländern verschuldet.18

Im Abschnitt Migrantinnen und Migranten fehlt
aus Sicht des Deutschen Bundesjugendrings eine Aus-
einandersetzung mit der UN-Kinderrechtskonvention
und der Vorbehaltserklärung Deutschlands.

Good Practice - Beispiele

Der Deutsche Bundesjugendring bedauert es, dass
unter den aufgeführten Good Practice - Beispielen kei-
ne aufgeführt sind, die sich speziell mit den sozio-
ökonomischen Problemen von Kindern und Jugend-
lichen befassen. Die Jugendverbände wären sicher in
der Lage gewesen, entsprechend Beispiele zu benen-
nen.

Anhang

Leider enthalten auch die im Papier aufgeführten
statistischen Angaben kaum differenzierte Aussagen
zur Situation von Kindern und Jugendlichen. Der Deut-
sche Bundesjugendring regt verstärkte Erhebungen
bzw. Forschungen speziell zur sozioökonomischen Si-
tuation von Kindern und Jugendlichen an. Ein Be-
standteil sollten Erhebungen zum Umfang von Lohn-
arbeit von Kindern in Deutschland und ihre Motive
(Finanzierung von zusätzlichem Taschengeld oder Bei-
trag zur Sicherung des Lebensunterhaltes) sein.

Vom Vorstand des Deutschen Bundesjugendrings
am 15. Mai 2003 einstimmig beschlossen.

1 NAP(´incl) - Entwurf vom 24.04.03 Seite 32, letzter Absatz
2 NAP(´incl) - Entwurf vom 24.04.03 Seite 34, 2. Absatz
3 siehe Positionspapier: "Armut von Kindern bekämpfen - Reichtum umverteilen"
des Deutschen Bundesjugendrings
4 NAP(´incl) - Entwurf vom 24.04.03 Seite 1, 2. Absatz
5 ebenda
6 ebenda Seite 2, 4. Absatz
7 ebenda Seite 3, 2. Absatz
8 siehe Positionspapier: "Armut von Kindern bekämpfen - Reichtum umverteilen"
des Deutschen Bundesjugendrings
9 ebenda Seite 4, 3. Absatz
10 ebenda Seite 5, 1. Absatz
11 ebenda Seite 5, 2. Absatz
12 ebenda Seite 5, 3. Absatz
13 ebenda Seite 6, 3. Absatz
14 ebenda Seite 11, 1. Absatz
15 ebenda Seite 12, 1. Absatz
16 siehe Positionspapier: "Armut von Kindern bekämpfen - Reichtum umvertei-
len" des Deutschen Bundesjugendring
17 NAP('incl) - Entwurf vom 24.04.03 Seite 13, 4. Absatz
18 siehe Positionspapier: "Armut von Kindern bekämpfen - Reichtum umvertei-
len" des Deutschen Bundesjugendrings 

grenzung.

Zur ebenfalls in diesem Abschnitt getroffenen Aus-
sage "...sind Angebote zur Vermittlung deutscher
Sprachkenntnisse ..."13 stellt der Deutsche Bundesju-
gendring fest, dass es sich hierbei nach dem Willen der
Bundesregierung zukünftig nicht mehr - wie formuliert
- um ein Angebot, sondern entsprechend des neuen Zu-
wanderungsgesetzes um eine Zwangsmaßnahme han-
delt. Eine solche lehnen wir ab.

Ergebnisse des NAP'incl 2001-2003

Im Abschnitt Abbau der Jugendarbeitslosigkeit
wird im letzten Absatz festgestellt "Nach ersten Zwi-
schenergebnissen der wissenschaftlichen Begleitung
haben 34,4% der Jugendlichen danach einen Arbeits-
oder Ausbildungsplatz gefunden; insgesamt sind 54,7%
als sozial integriert zu bezeichnen."14 Diese Angabe ist
insofern nur wenig aussagefähig, da keine Angaben ge-
macht wurden, ob und wie viele Jugendliche außerhalb
des Programms dadurch aus dem Arbeits- bzw. Aus-
bildungsmarkt gedrängt wurden. Besser ist an dieser
Stelle eine Aussage zur Entwicklung der Jugendarbeits-
und Ausbildungsplatzlosigkeit insgesamt und des Ein-
flusses der Programme darauf bzw. eine Aussage dazu,
wie viele Ausbildungs- und Arbeitsplätze zusätzlich
geschaffen wurden.

Im Abschnitt Einführung einer bedarfsorientierten
sozialen Grundsicherung wird festgestellt, "Das im
NAP'incl 2001-2003 angekündigte Konzept für eine
bedarfsorientierte Grundsicherung im Alter und bei Er-
werbsminderung trat am 1. Januar 2003 in Kraft."15

Dies wird durch den Deutschen Bundesjugendring aus-
drücklich begrüßt. Gleichzeitig ist damit jedoch aus un-
serer Sicht nur ein erster Schritt getan. Nach wie vor
fordert der Deutsche Bundesjugendring "Durch die
Einführung der Grundsicherung muss für Kinder und
Jugendliche - und ihre Familien - ein Weg aus der Ar-
mut geebnet werden, damit sie befähigt werden,
schwierige Lebenslagen zu bewältigen. Dazu müssen
die entsprechenden Leistungen angepasst und neue In-
strumente entwickelt werden."16

Der Deutsche Bundesjugendring begrüßt, dass "Die
Schulen ... seit 2001 kostenfrei und inzwischen auch
mehrheitlich mit Breitbandkapazität ans Internet ange-
schlossen (sind), ...".17 Dies ist eine notwendige Vor-
aussetzung für die Teilhabe der Schülerinnen und
Schüler an der Informationsgesellschaft. Das Ausstat-
ten der Schulen etc. mit Technik reicht aber aus unserer
Sicht nicht. Es mangelt nach wie vor massiv an der
Aus-, Fort- und Weiterbildung pädagogischer Fach-
kräfte in diesem Bereich. Dies betrifft insbesondere den
Einsatz der Technik im Unterricht oder die Medien-
kompetenz der pädagogischen Fachkräfte, ohne die die
Technik nichts nutzt. Diese Forderung des Deutschen
Bundesjugendrings ist u.a. nachzulesen in den "Forde-
rungen des Deutschen Bundesjugendring zur Bundes-
tagswahl" unter dem Stichwort "Methodenkompetenz
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